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Rnttlicder Teil
Warnung vor vem Rechtsstndtum

** Schon mehrfach wurde an dieser Stelle wegen den
ungünstigen Ausfichten inf höheren staatlichen Justiz -
und Verwaltungsdienst und im Rechtsanwaltsberuf vor
dem juristisckien Studium gewarnt . Diese Warnung so -
wie die jährlich erfolgende Belehrung der Abiturienten
durch die Direktionen der höheren Lehranstalten haben
eine zeitlang ihre Wirkung nicht verfehlt . Neuerdings
aber macht sich wieder eine erhebliche Zunahme der ba-
dischen Studierenden der Rechte bemerkbar. Die Zahl
der an deutschen Universitäten eingeschriebenen badi¬
schen Rechtsstudierenden beträgt nunmehr rund 600 ge¬
genüber einem Stand von 286 unmittelbar vor dem
Krieg . Dementsprechend ist auch die Zahl der Rechts-
kandidaten , welche sich in letzter Zeit der ersten juristi -
schen Prüfung in Baden unterzogen haben, in einem den
Bedarf weit übersteigenden Maße angewachsen .

Dieser Erscheinung gegenüber muß erneut auf die für
die jungen Juristen ungünstigen Aussichten hingewie-
sen werden , die sich infolge des Personalabbaus noch
erheblich verschlechtert haben. So konnten aus der letz-
ten zweiten juristischen Prüfung in der inneren Verwal -
tung überhaupt keine Anwärter aufgenommen werden
und in der Justizverwaltung nur einige wenige, die in -
folge ihrer Teilnahme am Krieg die Prüfungen verspä-
tet abgelegt haben und deshalb in etilen früheren Prü -
fungsjahrgang der Assessorenprüfung vorangestellt wor -
den sind . Eine erhebliche Besserung dieser Verhältnisse
ist in absehbarer Zeit nicht zu erwarten . Der Bedarf
an Anwärtern für den höheren staatlichen Justiz - und
Verwaltungsdienst wird in den kommenden Jahren nur
sehr gering sein .

Auch die Rechtsanwaltschaft ist schon seit Jahren über -
füllt . Während die Zahl der badischen Rechtsanwälte
zu Anfang des Jahres 1900 noch 214 betrug , ist sie ge¬
genwärtig ans 495 gestiegen . Sie bat sich also in die-
fem Zeitraum mehr als verdoppelt . Auch die
Rechtsanwaltschaft kann einen weiteren Zugang ohne
Gefährdung der Existenzbedingungen der Rechtsanwälte
kaum mehr ertragen .

Angesichts dieser Umstände kann den Abiturienten ,
welche sich dem juristischen Studium widmen wollen,
sofern, sie nicht eine ganz ausgesprochene Neigung und
Befähigung zum juristischen Beruf besitzen, von ihrem
Vorhaben nicht eindringlich genug abgeraten werden.

Die neuen Postaebühre«
Der Vorstand des Btrwattnngsrate » der deutschen Reichs-

Post beriet die Vovlage des Arbeitsausschusses über die Ge-
btihrenermiißigungen .

Es wurde die Vorlag« wegen Änderung des Auflieferungs -
Verfahrens und der Ermäßigung für telegraphische Aufträge
deS Geldverkehrs angenommen. Weiter wurde für Briefe
über 280—500 Gramm eine Gebühr von 30 Pfenmg festgesetzt .
Im Postscheckverkehr werden künftig für Einzahlungen mit
Zahlkarten erhoben. Bei Beträgen bis 25 Reichsmark 10
Pfennig , bis 100 Mark 15, bis 250 Mark 20, bis 500 Mark
30, bis 750 Mark 40 , bös 1000 Mark 50, bei höheren Be¬
trägen 60 Pfennig . Im Telegrammverkehr wurde die Fern -
Wortgebühr von 15 auf 10 Pfennig , die Wortgebühr für Ort ?-
telegramue von 7,5 auf 5 Pfennig und die Wortgebühr für
Brieftelegramme von 10 auf 5 Pfennig herabgesetzt. Für Fern¬
sprechgebühr?» wurden im Ortsverkehr engere Stufen gebildet.
Künftig werden fifc das 101 .—150 . Gespräch 14 Pfennig , für
das .151.—200 . Gespräch t3 Pfennig , für das 201 .—250 . Ge¬
spräch 12 Pfennig, für das 251 .—300 . Gespräch 11 Pfennig , für
jedes weitere Gespräch 10 Pfennig erhoben . Die Ferngespräche
erftchren in der Entfernungsstufe von 50—100 Kilometer eine
Ermäßigung um 15 Pfennig , in den weiteren Stufen eine Er -
Mäßigung von 30 Pfennig . Die Einrichtungsgebühr bei Haupt -
anfchlüsixn wurde von 80 auf 80 Mark herabgesetzt . Die Aus-
landSgebühren werden folgen dermaßen herabgesetzt : Für Briefe
biS 20 Gramm 25 Pfennig , weitere 20 Gramm 15 Pfennig ,
für Postkarten 5 Pfennig . Die Gebührenänderungen im
Postscheck - und Telegrammverkehr treten am 1 . Januar 1025,
diejenigen im Fernsprechverkehr am 1 . Februar 1925 in Kraft.

die PresseDie Auszahlung der Jinuargehälter . Durch
geht die Nachricht, den Spitzenverbänden der Beamtenscha
sei vom Reichsfinanzministerium mitgeteilt worden, dieses
werde bemüht sein , die Januargehälter kurz nach den Fest -
tagen , also vor dem Fälligkeitstag auszuzahlen . Diese Nach-
richt ist frei erfunden . Den im Reichsfinanzministerium er-
schienneu Beamtenvertretern wurden vielmehr umgehend die
Gründe auSein »mdcvgesetzt, die ein: frühere Zahlung der
Jan»iarsiehältcr verbiete « . Auf ihre Wünsche wurde ihnen
lediglich zugesagt , daß d 'e Lage dem Reichsmimstrr der Fi¬
nanzen nach seiner Rückkehr aus dein Urlaub noch vorgctra -
gen werde .

Mirtsckattlicke Amsckau
Zwei für unsere badische , und die südivestdeutsche

Wirtschaft überhaupt , außerordentlich bedeutsame Ta-
gunge» haben in dieser Woche in Mannheim stattgesckk -
den . Eine auf Veranlassung des badischen Finanzmini -
sters und des Innenministers abgehalten« Besprechung
mit Vertretern unseres Wirtschaftslebens, wobei die
Minister ausführliche Referate erstatteten , forderte von
der Reichsbahn, daß endlich die schon so lange angestreh-
ten Wasserumschlagstarife zugungsten der Oberrhein -
und Mainhäfen eingeführt werden. Diese Forderung
ist umso berechtigter und dringlicher, als die badische
Staatseisenbahnverwaltung seinerzeit eine Reihe von
Wasserumschlagstarisen geschaffen hatte, und die Reichs-
bahn als ihre Nachfolgerin bei der Übernahme der ba-
dischen Bahnen in einem Staatsvertrag sich ausdrücklich
zur Fortbildung der namentlich für die Rohstossversor-
ßitng der badischen Industrie wichtigen Tarife verpflich-
tct hatte . Die Staffel und Seehafenausnahmetarife —
welch letztere übrigens die Rheinschisfahrt aufs schwerste
beeinträchtigen — können für das Verschwinden der Um-
schlagstarise keinen Ersatz biete,i, da von den Umschlagsta-
rifen geradezu das Schicksal der Schiffahrt auf dem Ober¬
rhein , die billige Rohstoffversorgung der mit der Rhein -
Wasserstraße organisch verwachsenen badischen Wirtschaft
und das weitere Gedeihen der badischen Rheinhäfen ab - '
hängen . Der seinerzeit zugestandene Wasferumschlags-
tarif für Kohlen genügt nicht , die badisch-süddeutsche
Wirtschaft benötigt auch dringend gleiche Vergünstig ««»
gen für andere Güter . In diesem Sinne sprachen sich
auch die Vertreter des Großhandels in Öl, Zellstoff,
Holz, Getreide und Eisen aus , «nd es kam auf der Ta -
gung zum Ausdruck , welch große Bedeutung der Mann -
heimer Hafen für die deutsche Wirtschaft hat .

Eine andere bedeutsame Mannheimer Tagung war
die der Landesgruppe Baden des Südwcstdcutschen Ka-
nalvereins und des Badische« Wasser - und Euergiewirt -
schastsvcrbandes, an der gleichfalls Vertreter der Be-
Hörden teilnahmen . Die Zeit ist nun gekommen, in der
der Wasser- und Energiewirtschaft Badens neue Auf¬
merksamkeit geschenkt werden muß . und hier stehen im
Vordergrund der Ausbau der Neckarwasscrstraß« von
Mannheim bis Heilbronn und die Elektrisierung der
badischen Bahnen. Man sprach sich für enge Zusam¬
menarbeit Badens , Württembergs und Hessens in der
Frage der Krafterzeugung und der Wasserstraßen auS.
Ob freilich die Verbindung Rhein -Donan über den
Neckar in absehbarer Zeit klimmen kann, steht dahin ,
da sür die Überquerung der Alb durch einen Schis ^ahrts -
kanal noch kaum eine befriedigende technische Lösung
vorliegt . Zunächst ist ja auch^ ur der Ausbau der
Strecke bis Heilbronn und zwar für die Großschiffahrt ,
l>. h . für 1200 -Tonnenschiffe in Aussicht genommen .
Ein anderes für Baden wichtiges Binnenschiffahrtpro -
jekt , die Regulierung des Oberrheins von Basel bis
Konstanz, also bis zum Bodensee wurde ebenfalls be-
sprochen . Auch einer Verbindung des Bodensees mit
der Donau stehen allerdings schwierige technische Hinder -
nisse, für die eine Lösung noch nicht gefunden scheint ,
entgegen. Die Elektrisierung der badischen Bahnen ,
die ja schon lange Zeit zur Debatte steht , wird schon
dadurch immer aktueller, daß in der Schlveiz sehr gün¬
stige Ernährungen gemacht wurden, daß Osterreich mit
aller Energie an die Elektrisierung seiner Bahnen geht
und großzügig auch bereits in einem anderen süddent -
schen Land, in Bayern , in dieser Richtung vorgegangen
wird . Baden , das relativ , auf den Kopf seiner Bevöl¬
kerung berechnet , über die größte Waffrrkraftmenge
von allen deutschen Ländern verfügt , darf hier nicht zu-
rückstehen, zumal auch große volkswirtschaftliche Vor -
teile für die deutsche Gesamtwirtschaft, Ersparung an
für die Ausfuhr freiwerdenden Kohlen, Beschäftigung
vieler Absender von Arbeitskräften hier in Betradjt
kommen. Die Wirtschaftlichkeit der Elektrisierung wurde
für Baden mit seinen stark und gleichmäßig benutzten
großen Strecken bejaht. Würde die Hauptlinie Basel -
Frankfurt elektrisiert werden, so würde dadurch eine
durchgehende elektrische Bahnverbindung von der ita -
lienischen Grenz» bis Frankfurt geschaffen, da bekanntlich
die Strecke Chiafso -Basel bereits elektrifiziert ist. Die
Kosten für die Elektrifizierung sämtlicher badischec
Strecken werden nach dem Friedenssatze aus 55 Millionen
Mark angenommen, die Hauptrheintallinie Basel -Frank¬
furt würde 30 Millionen erfordern.

Eine Folge des Dawesabkommens wird die Belastung
des Betriebsvermögens der deutschen Industrie, des
deutschen Handsls und Gewerbes sein . Während man
den Belastungsprozentsatz bisher auf 20 bis 25 Prozent
schätzte , wird nun mitgeteilt , daß die zuständigen Reichs-
minister , nachdem das von den Finanzämtern eingefor¬
derte Material beim Statistischen Reichsamt eingegan¬
gen ist, den Prozentsatz des Betriebsvermögens mit dessen
Verzinsung und Tilgung der einzelnen Unternehmer für
die erste Umlegung belastet wird, auf 17,1 vom Hundert
festgesetzt haben. Es handelt sich jedoch nur um die sog.
„äußere " Belastung der deutschen Industrie. Der ein-
seine Unternehmer wird zwar eine Obligation in der
Höhe von 17,1 v. H. seines Betriebsvermögens auszu¬
stellen haben, aber der Prozentsatz , von dem später tat -
sächlich die Zins - und Tilgungsbeträge aufgebracht wer¬
den müssen, wird erst durch ein besonderes Aufbrin,-
gungsgcsetz festgesetzt werden. Seine Höhe wird nicht
17,1 Prozent erreichen , sondern niedriger sein , denn der
Kreis , der zur tatsächlichen ..inneren" Aufbringung Der-
pflichteten, ist erheblich großer als der nach außen for¬mell Belasteten . Es kommt zur Industrie noch der
ganze Handel , ferner das Bank-, Verficherungs-, Gast-,
Schon?-, Beherbergungsgewerbe. Bei der Veranlagung
sind ferner Unternehmungen mit einem Betriebsvermö¬
gen bis 50 000 Mark von der Belastung freigelassen , Wäh¬rend die Freigrenze für die tatsächliche Aufbringung er¬
heblich tiefer, bei 20 000 Mark liegt . Der Zinsendienst
wird erst im zweiten Dawesjahr mit 2yz Prozent be¬
ginnen. im dritten Jahr 5 Prozent und vom 4 . Jahre ab
6 Prozent (mit Tilgung ) betragen.

#
Gegen die Reichsindexzahl, die sich seit längerem um

122 Prozent herum bewegt , wird der Einwand erhoben,daß sie nicht der tatsächlichen Höhe der Teuerung gegen¬über den Verhältnissen der Vorkriegszeit entspreche , da
fast alle Preise weit höher als 22 Prozent über den
Friedenspreisen liegen. Zur Zeit beschäftigt sich beim
Statistischen Reichsamt, vor allem auf Wunsch der Beam-
tenorganisationen und der Gewerkschaften , eine besondere
Kommission mit der Nachprüfung der Berechnungs-
Methoden für den amtlichen Lebenshaltungsindex.

Dabei darf Verschiedenes nicht übersehen werden, n . a.
daß es nicht unwesentliche Ausgaben gibt, die unter den
Friedenspreisen stehen , wie die für Wvhnungsmiete. Bei
weitem nicht alle Lohn- und Gehaltsempfänger genießen
freilich diesen Vorteil , denn die (Preise für möblierte
Zimmer sind überall wesentlich höher als die Friedens -
preise . Die stärksten Preissteigerungen weisen Textil -
waren auf , aber hierbei ist zu bedenken, daß sich die
Mehrausgabe im einzelnen Fall zwar empfindlich gel -
lend macht, daß jedoch bei der Jndexberechnung eine
Verteilung der Bekleidungskosten auf das ganze Jahr
vorgenommen werden muß. Wenn der Großhandels -
index, der ja die Miete nicht umfaßt, gegenwärtig auf
etioo 129 Prozent steht , so spräche dies für die Richtig-
kut des Reichsindex . Aber dabei darf nicht vergessen
werden , daß die Spanne zwischen Groß- und Kleinhan .
delspreis heilte immer noch wesentlich höher ist, als vor
dem Kriege . Die Arbeiwehmerorganisationen fordern
vor allem eine andere Zusammenstellung der Preise fürdie Berechnung der Reichsiudexzahl , da es nicht weiter
angängig sei, den Verbrauch des Einzelnen nach der ge-
schmälerten Lebenshaltung unmittelbar nach dem Kriege
zu berechnen: tatsächlich wurde ja die Reichsindexzahl
im Jahre 1919 auf einem Lebenshaltungsbudget auf¬
gebaut , das sich auf die Dauer nicht halten läßt . Dies
kann, obwohl es sich bei de/ Berechnung um Relativ -
zahlen uud nicht um Feststellungen von absoluter Preis -
höhe handelt , doch jeiiien merkbaren Unterschied erge¬ben, da gerade die Qualitätswaren , u . a. qualitativ »vert -
vollste Lebensmittel , meist erheblich stärker gestiegen sind
als die billigeren Waren .X Die Nachprüfung muß sich
also auck> darauf erstrecken, ob die Preise gleichwertiger
Waren mit denen der Vorkriegszeit verglichen werden.
Von den Gewerkschaften wird gefordert, daß bei den
Wohnungen .nicht nur gleiche Qualität , sondern auch
gleiche Lage angenommen werde , da bei der geringen
Auswahl von Wohnungen viele entfernter von der Ar-
heitsstätte zu wohnen gezwungen feien, als es Friedens -
verhältnissen entspräche und unter Umständen anch
größere Ausgaben für die Fahrt zur Arbeitsstätte haben.

Eines darf freilich nicht geschehen, daß um den Lebens-
haltungsindex gewissermaßen „gehandelt " wird, wie es
zeitweise in Österreich der Fall war. Auch kann der



Lebenshaltungsindex und sein Steigen oder Fallen nicht
unbedingt und allein für die Höhe der Gehälter und
Löhne maßgebend sein . Wir würden damit in eine In -
flationsgewohnheit zurückfallen, die ein geordnetes K
nanzwesen unmöglich machen würde. Weiterhin muh
bei der stabilen Währung , wie wir sie haben , vor allem
die Leistung die Höhe des Entgelts bestimmen und außer -
dem kann auch der Staat , da ihm die Notenpresse nicht
mehr zur Verfügung steht, nicht mehr ausgeben als er
einnimmt . Beachtenswert erscheint auch die Anregung ,
jetzt endlich nach dem Vorbild anderer Länder zur mo<
natlichen Berechnung zurückzukehren, zumal die wochent
liche Jndexberechnung nur als ern Produkt der Jnfla >
tionszeit angesehen werden kann und monatliche Berech»
nung bei stabiler Währung auch vollständig ausreichend
find. * • *

*

Die « egierungsbildung im Heid)
" * Das Kabinett Marx bleibt »»rläufig

WTB . Berlin , lg . Dez. Der Reichskanzler berichtete
heute »»»mittag dem Reichspräsidenten über feine
gestrigen Besprechungen mit de« Parteiführern, die ergeben
haben , daß die Fraktionen an ihren Beschlüssen festhalten und
daher zurzeit die Bildung einer Mehrheit » ,
re gierung unmöglich erscheint. Reichspräsident und
Reichskanzler kamen b«| dieser Sachlage uberein , daß die
Neubildung der Regierung bis kurz vor Zu .
fammentritt des Reichstage » hinaus grsch » .
ten wird und daß da« bisherige Kabinett bis da .
hin die . Geschäfte weiterführt . Der Reichskanzler
wird im Laufe deS Tage» in einer Sitzung deS Reichs »
kabinettS die Lage besprechen.

*
Reichskanzler Marx hatte am Donnerstag vormittag eine

Besprechung mit dem Reichspräsidenten» worauf er, cchiie einen
Auftrag zur Regierungsbildung zu erhalten noch zu über-
Pehmen, es versuchte , durch Verhandlungen mit den Partei -
führern weitere Diöglichkeiteil festzustellen. Er verhandelte

mit sämtlichen Parteien, ausgenommen den Rationalsozialisten
und Kommunisten. Die Verhandlungen hatten jedoch kein
Positives Ergebnis, da. sämtliche Fraktionen auf den von ihnen
gefaßten Beschlüssen bestanden. Heute wird der Reichskanzler
dem Reichspräsidenten über das Ergebnis Bericht erstatten .

Dr . Marx empsing im Reichstag am Donnerstag nacheinan -
der die Führer der Sozialdemokraten, des Zentrums, der Deut-
fchen Volkspartei und der Bayerischen VotkSpartei. Der Füh¬
rer ier Sozialdemokratie Hermann Müller erklärte , daß die
St «tlu» g »uchme der « ozialdemokrarie sich nicht , geändert hibe .
Sie sei nach wie vor für die große Koalition und scheine auch
willens , zn sein, wie -schon im letzten Reichstag ein Kabinett
der Mitte unter bestimmen Voraussetzungen zu unerstützen.
Tie Vertreter der Deutschen « olkSpartei blieben bei ihrer Er -
klärung » daß sie nur eine bürgerliche Mehrheitsregierung mit
Einschluß der Deutschnationalen als Lösung annehmen wollten.
Verhandlungen des Reichskanzlers, die um die Mittagstunden
nntetbrochen wurden , wurden um 3 Uhr nachmittags wieder
aufgenommen und zwar empsing der. Reichskanzler nsch die
Demokraten und nochmals die Führer der Deutschen Volks-
Partei . Die demokratischenUnterhändler erklärten , daß sie nn -
bedingt an ihrer ablehnenden Haltung gegenüber dem Bürger -
block festhalten müßten . Ganz ähnlich teilten auch die Führer
»er Deutschen Volkspartei Herr, » Marx mit . der Beschluß der
Deutschen Volkspartei steh« unabänderlich fest .

Die Sozialdemokraten für die große Koalition

Die sozialdemokratische Fraktion des Reichstages hielt am
Donnerstag eine zweistündige Sitzung ab , in der der Vor-
sitzende Müller -Franken Bericht über die Lage insbesondere
über seine Besprechungen mit dem Reikstanzler erstattete .
In . dieser Besprechung hatte er dem Reichskanzler die Erklä¬
rung wiederholt , die er schon vor einigen Tagen abgegebeil
hatte , daß die sozialdem. Fraktion sich an der großen Koali-
ti»« beteiligen wurde , aber auch die bisherige MinderheitSre-
«terung der Mitte jeweils unterstützen würde .

Nachdem die deutsche Volkspartei dem Reichskanzler erklärt
batte , daß sie sich weder an der großen Koalition noch - an
einer Minderheitsregierung beteiligen werde, gab die sozial-
dem. Fraktion am Schlüsse ihrer Sitzung folgenden Beschluß
bekannt : „Die sozialdemokratische ReichStagsfraktion ist der
Auffassung, daß aus Gründen der Innen - und Außenpolitik
eine Regierung des Bürgerblocks verhindert werden muß Mit
Rücksicht auf die Haltung der Deutschen Volkspartei sieht sie
in der Bildung der Weimarer Koalition die gegebene Lösung ."

Diese Koalition , die gewöhnlich als Linkskoalition bezeichnet
wird , bestand aus Zentrum , Demokraten und Sozialdeniokra -
ten . — Die sozialdemokratische Fraktion hat ferner beschlos-
sen , den Anspruch der stärksten Fraktion auf Benennung des
ReichStagspräsideuteu zu erheben und daraufhin wieder deü
Abg. Löbe vorgeschagen .

Zu dem Vorschlag der sozialdemokratischen Reichtagsssrak-
tion , die Weimarer Koalition wieder zu bilden , bemerkt der
„Vorwärts"

, die drei Parteien , Zentrum. Demokraten und
Sozialdemokraten stellten zusammen , die zahlenmäßige Kom -
bin«tion dar , die nach dem Scheitern des Bürgerblocks auf der
pinen und der großen Koalition auf der anderen Seite noch
möglich sei . Mit 232 Mqnn stünde die Weimarer Koalition
gegen die höchstens 21k Mann der Rechten. Aus eigener
Kraft könnte die Rechte eine solche Regierung nicht stürzen .Sie könnte dies nur mit Hilfe der 43 Komuinnistenj.

■»■II*- |WL VUV UVU IVIh verschliefen
nicht die Augen davor, daß es sich um einen Block handelnwürde , der zahlenmäßig nur «ine Minderheit des Parlaments
ausmacht .

Die „Germania " bezeichnet dagegen die Weimarer Koa«lition nicht nur ziffernmäßig , sondern auch politisch als uu -
möglich . Das Blatt , das die politische Lage unglücklich undverworren wie nur möglich nennt , hält als einzigen gangba -ren Ausweg immer noch -die schleunige Wiederherstellung derRegierung der Mittelparteien . Ob diese Lösung doch nochTatsache wird , ist noch sehr zweifelhaft . da die „Zeit " heutewieder die strikte Ablehnung der Deutschen Volkspartei , sichan einer Regierung der Aitte zu beteiligen , unterstreicht .

politische Neuigkeiten
Sie Kölner Zone

Räch eitter Reutermetdung erklärte Curzon im englischen
Oberhaus , der Bericht der interalliierten Militärkontrollkom -
Mission sei nicht vor dem IS . Januar zu erwarten , da er
durch beständige und andauernde Obstruktion feiten? Deutsch -
lands während der letzten 2 Jahre verzögert wurde . Sobald
der Besicht eingegangen ist, würden die Alliierten in die
Prüfung der Frage der Räumung der Kölner Zone eintreten '.

Dazu bemerkt das WTB . : Die Behauptungen TurzonS . daßdie verspätete Vorlegung des Berichts der JMKK . auf bestän-
dige und andauernde Obstruktion Deutschlands in den letztenzwei Jahren zurückzuführen sei, ist durchaus « »verständlich.
Allerdings wurden die Kontrollbesuche während der Dauer
der rechtswidrigen Besetzung des Ruhrgebiets durch die dadurch
geschaffene Lage eingestellt; aber sowohl vor der Ruhrbesetzungwie nach der Aufgabe des passiven Widerstandes wurden der
Kontrolltätigkeit der Alliierten in Deutschland seitens der
deutschen amtlichen Stellen kriurrlei Hindernisse in de« Weggelegt. Als Beweis dafür kann angeführt werden , daß die
JMKK . seit Beginn der Generalinspektion «über 1700 Kontroll¬
besuche abgesehen von dem belanglosen Zwischenfall in Jngol -
stadt reibungslos hat durchführen können. Es kann kein
Zweifel darüber bestehen , daß die Abrüstung Deutschland«
durchgeführt ist. Wenn belanglose Kleinigkeiten zum Vor -
wand genommen würden , um eine Hinausschiebung der Räu -
mung der Kölner Zone zu begründen , so wäre das * der Be¬weis dafür , daß auf alliierter Seite Kräfte vorhanden sind,die die Militärkontrolle zu politischen Zielen mißbrauchenwollen .

Deutschland und der Bölkerbttnd
Die im Völkerbundsrat vertretene ^ Regierungen , denen

seinerzeit das deutsche Memorandum über den Eintritt Deutsch-landS in den Völkerbund mitgeteilt worden war , haben darauf
nunmehr sämtlich geantwortet . Da diese Antworten für einender wichtigsten Punkte des Memorandums , nämlich für die
Frage der Beteiligung Deutschlands an kriegerischen Zwangs -
maßnahmen des Völkerbundes noch keinerlei Klärung brach-
ten, verlangte die Reichsregierung weitere Aufschlüsse über
diesen Punkt . Zu diesem Zweck hat sie das Problem in einer
Rote an den Völkerbund klargelegt , die zugleich den Regie-
rungen der Ratsmächte mitgeteilt wird . Das Memorandum
und die Rote werden demnächst veröffentlicht.

Der Finanzausgleich
In der Berliner Tagung des ReichsstiidtelmndeS stand im

Mitteilpunkt der Beratung die Neuregelung des Finanzaus -
gleichs zwischen Reich, Ländern , Gemeinden und Gemeinde-
verbänden . Es wurde beschlossen, für die bewährten Grund -
gedanken der Miquelschen Steuerreform einzutreten : grund¬
sätzliche Austeilung der einzelnen Steuern unter den Steuer -
gläubigern unter möglichst gänzlicher Beseitigung des bisheri »
gen Dotationssystems und Beteiligung mehrerer Steuergläu¬
biger an den einzelnen Steuern . Eine Übersicht über die Fi -
nanzlage der mittleren und kleineren deutschen Städte ergibt ,
daß sie tiotz Beschränkung der Ausgaben und trotz höchster An-
spannung der Realsteuern zum größten Toil ihre Fehlbeträge
für 1824 nicht decken können . Hieraus ergibt sich, daß die
Anschauung Unrichtig ist , daß die Gemeinden im allgemeinen
ihre Finanznot überwunden hätten . Dem Grundgedanken der
Reichsstädteordnung als Rahmengesetz wurde, zugestimmt.

In » wnrttembergischen Landtag
Im württembergischen Landtag wurde eine sozialdcmotra -

tisch « Interpellation behandelt , die sich gegen die Wahlkund -
gebung des Staatspräsidenten Bazille wendet, in der gesagt
war , daß, nachdem bis 1V23 Bayern der Vorkämpfer des na -
tionalen Gedankens in Deutschland gewesen ist, nunmehr
Württemberg wie in alter Zeit die Reichssturmsahne voran -
trage . Auf die sozialdemokratischen Ausführungen erwiderte
der Staatspräsident , daß die Wahlkundgebung nicht von der
Staatsregierung ausgegangen sei, da sie sonst im Staats -
anzeiger erschienen wäre . Nachdem die fluchwürdige sozial-
demokratische Revolution den nationalen Geist totgeschlagen
habe , sei die erste Reaktion dagegen in Bayern aufgetreten .
Württemberg zeigte das vollste Interesse daran , mit Bayer,i
in gutem Einvernehmen zu leben. An den Konflikten zwischen
Bayern und dem Reich sei die unitaristische Weimarer Ver-
fassung schuld gewesen .

Der bayerische Landtag
Der bayerische Landtag beschäftigte sich mit eine,» Antrag

der Staatsregierung wegen Zusammensetzung der Aussichts -
räte der Aktiengesellschaften „Walchenseewerk" , „Mittlere Isar "
und „Bayernwerk " . Wie gemeldet wird , soll nach diesem
Antrag die Benennung der Mitglieder der Aussichtsräte der
Staatsregierungen nach eigenem Ermessen überlassen werden.
Der Antrag der Regierung wurde mit den Stimmen der
Koalitionsparteien angenommen .

*
Der HaushaltsauSschuß des bayerischen Landtages befaßte

sich mit den Anträgen des Völkischen Blocks, der Bayerischen
Votkspartei und der deutschnationalen Fraktion , die Au . Hebung
bzw. Überprüfung der Bestimmungen der 3. Steuernoiverord -
nung hinsichlich der AufwertungSbestimmungen vorsehen. In
der Aussprache wurde von her Deutschen Vcckkspartei und den
Sozialdemokraten auf die Schwierigkeiten der Aufwertung bei
der derzeitigen Finanzlage hingewiesen. Bei einer höhereu
Auswertung , die die" Leistungsfähigkeit der Staatskasse über -
steigt, bestehe die Gefahr einer neuen Inflation . Grundsatz-
lich wurde von allen Parteien die Notwendigkeit einer Gesamt -
auswertung betont. Der Ausschuß nahni zum Schluß einen
Antrag an , der die Staatsregierung ersucht , dafür einzutreten ,
daß die Überprüfung der 3 . Steuernotverordnung im Sinne
einer gerechten Rücksichtnahme aus den Sparsinn vorgenom-
men wird.

Hmrze Nachrichten
Die Kapitalabsindung sür Offiziere. Infolge der durch die

Geldentwertung in Wegfall gekommenen Zulage » , hat das
Kapitalabfindungsgesetz für Offiziere vom 2ö. Juni 1918 seine
praktische Bedeutung verloren . Im Verordnungswege ist
jetzt bestimmt worden , daß nach Maßgabe der zur Verfügungstehenden Mittel an Stelle der Zulage ein entsprechender Teilder Pensions - oder Hinlterbliebenengebührnisse kapitalisiertwerden kann.

1« Anträge der Deutschen Polkspartei. Die Reichstagsfrak-tion der Deutschen Volkspartei hat 18 Anträge an den Reichs -
tag beschlossen. Besonders demerkenswert darunter ist ein
Antrag , der die Wiedereinführung der ReichSsarde » Schwarz-
weiß -rot sowie die Heraufsetzung deS WahlalterS von 20 auf25 Jahren verlangt . ,

1 Die tt elsast-t- thriugifche« Abgeordnete», du ihr Mand »!im französischen Kammerausschuß für Elsaß -Lothringen nie-
dergelegt hatten , haben nach dem „Echo de Paris " beschlossen,nachdeip ihre Fraktion sie wiederum als Vertreter bestätigthatte , die Neuwahl anzunehmen . Sie werden heute der
Ätzung beiwohnen und in einer Erklärung nochmals ihre Hal-tung begründen .

Ernste Lage in Marokko. Wie „Daily Mail " meldet, wareninfolge heftiger Kämpfe bei Regaia , einem starken Postenaußerhalb des Gebietes von Tanger , die Kraftwagen diesesGebietes verhindert , die Straße nach Tetuan zu benutzen. Die
Eisenbahnverbindung zwischen Ceuta und Tetuan soll unter »brachen sein.

Raisuli -f . Wie die „Chicago Tribüne" aus Madrid mel ->det, ist Raisuli , der bisher unbezwungene Bandenführer , ge»storben.

« sdischer Landtag
(4. Sitzung )
3>Z. Karlsruhe , den 18. Dezember ,Präsident Dr . Baumgartner eröffnet nach 4 Uhr die Nach-miitagssitzung.

Abg. Schmidt-Bretten (Dilti .) erläutert als Berichterstatter,den Gesetzentwurf über die
Jagdpachtverträgr .

Darnach köniieu auf Papier mark lautend « Verträge bis ein-
schließlich 8. Januar auf 31 . Januar 1925 gekündigt werden.Eine Kündigung ist indessen ausgeschlossen bezw . ungültig ,wenn der Pächter vor Ablauf der Kündigungsfrist sich ver-pflichtet, den Friedenspachtzins zu bezahlen.Abg . Dr . Matthe « (Vpt. ) befürchtet infolge des Gesetzeseine Jagdschinderei ohnegleichen Er beantragt deshalb dieVerlängerung der Jagdzeit für Rehwild bis zum 1 . Februar1925 . Im übrigen setzt der Redner auseinander , warum erdie Vorlage für unzweckmäßig und überflüssig halte .Den gegenteiligen Standpunkt vertritt der Abg. Rüger(Ztr . ). Er verweist auf die Schwierigkeiten mancher Ge-meindeu, die Papiermarkverträgx aus Goldmark umzustellen.Der LaXdtag sei zum Eingreifen fehr wohl berechtigt. Daßes so spät geschieht , bringt uns allerdings in eine gewisseZwangslage . Der Verschiebung der Schonzeit stimmt derRedner zu.

Abg . Fischer - Freiburg (Ztr . ) ist der Auffassung, daß der
Gesetzgeber bestehende Verträge nicht aufheben Wnne undder Gesetzentwurf zudem unnötig sei , weil in vielen Fällenbereits ein außerordentlicher Vergleich zwischen Gemeindeund Pachter möglich war .

Abg. Fischer - Meitzeicheim (Landbu, «d) nimmt sich her In -teressen der Gemeindeverwaltungen auf dem Lande an undbedauert nur , daß das Gesetz so lange auf sich warten ließ .Es sollte mindestens die Friedenspacht bezahlt werde» . Fürdie Schweizer Jäger wünscht der Redner die Erleichterungder Zureiseerlaubnis .
Abg. Gätzlcr (Komm ) begründet einen Antrag auf Über-nähme der Jagd in eigene Regie von Staat und Gemeinde.Abg. Schön (Dem . ) betont , daß man im Ausschuß bemühtwar , deu widerstreitenden Interessen gerecht zu werden .Durch die Vorlage werde nichts Willkürliches geschaffen . Esgilt , den Gemeinden beizuspringen.Der Regierungsvertreter , Oberfvrstrat Dr . Eichhorn, IcrrFtden Blick auf den allerorts festzustellende» autzerordent -lichen Rückgang der Rebimldbestäride. Eine Verlängerungder Abschußzeit käme nur dem unwaidmännischen Achgerzugute .
Abg . v . Au (Landbund ) lehnt die Borkige ab , da die Fristfür eine Neuregelung deS Pachtverhältnisses zu kurz sei.Abg. Rausch (Soz . ) stellt das Bedürfnis der Gemeindenin den Vordergrund , zu deren Schutz das Gesetz erlassen wer -den soll . Der Antrag Gäßler sei praktisch undurchführbar .Abg . Dr . MattheS (Vpt . ) empfiehlt nochmals seinen Antra ,Abg. Hügle (fffcm . ) bittet jedoch, dem Antrag im Interesseder Hebung des Wildbestandes abzulehnen .
Innenminister Remmele verweist den Abg. Fischer-Meißenheim gegenüber auf die Bestimmungen des kleinenGrenzverkehrs . Darüber hinaus seien die deutschen Ko»sularbehörden zuständig, auf welche die badische Regierungkeinen Einfluß 'besitze. Dem Antrag Dr . Matches bittet derMinister dringend , die Zustimmung zu versagen . Es bebei seiner Annahnie die Gefahr einer unwaidmänni

Ausbeutung der Jagden .
Bei der Abstimmung werden alle weitergehenden Anträgeabgelehnt und der Gesetzentworf in der Ausschußfassung inerster und zweiter Lesung mit großer Mehrheit « nge .nomme « . .
ES folgt Äie Beratung des

Dotationsgesetzes
das eine Verdreifachung der bisherigen Zuschüsse an di«Kirchen zur Aufbesserung geringbesoldeter Pfarrer bis Mi-
lauf des Jahres 1928 vorsieht.

Abg. Weber iVpt. ) leitete seinen ausführlichen Bericht miteinem geschichtlichen Rückblick über die Materie ein . DerSinn der Gesetzgebung sollte sein , die Staatszuschüsse uu»solange zu ffewäh -ren, bis die Kirchen durch Pfründe oder
sonstige Einnahmen wie Kirchensteuer, in der Lage seien,die Besoldung selbständig und aus eigener Kraft zu regeln .Auch vorliegendes Gesetz habe demnach provisorischen Charak-ter . Die Geltungsdauer bis 1928 sei zu weitgehend. Der
Berichterstatter tritt für Befristung bis Ende des JahreS1926 ein . Der Zuschuß soll künftighin bet« igen : 1 060000 M.für die katholische Kirche , 900 000 M . für die evangelische und24 000 M . für di» altkatholische Kirche . Allgemein anerkanntwurde die Rotlage der Geistlichen und ebenso , daß eS ein
eigenes Interesse deS Staates sei. die kirchlichen Organtsa -
tionen lebensfähjig und ihrer großen kulturellen und sozia-
len Aufgabe erhalten zu können. Der Ausschuß beantragt die
Annahm« des Gesetzes mit dem vonseiten der Sozialdem »-
kraten gewünschten Zusatz , daß für den gleichen Zeitraum an
jährlichen /Zuschüssen sür die israelitsche Landessynode 30000Mar ? für die freireligiöse Äandesgemeinde 5000 M . geleistetwerden .

Abg. Dr . Sch «fer (Ztr . ) vertritt die Meinung , daß > ie Be¬
soldung der Geistlichen unabhängig vom Staate vorzuziehenWare. Die Frage sei aber so zu stellen : Liegt ei» "Bedürf¬nis vor? Und« ein solches Bedürfnis habe niemand bestrit¬ten . In der kirchlichen Verwaltung sei so gut es ging abge.baut worden. Der Redner beklagt den unzulänglichen E,n -
gang der Kirchensteuern. Die soziale und karitative Inan¬
spruchnahme des Pfarrhauses sei Heute viel größer als frü -
her . Das bedeutende Interesse des Staates an den Kirchenstehe außer allem Zweifel ; dies hätten auch die um uns lie-
denben Länder erkannt , die , wie Württemberg in der sinan»
zielten Hilfe noch weiter ginge,, wie wir . Auch nach der An-
nähme des Gesetzes sei die Lag-.' der Religionsgemeinschafteq
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ein- Sicherst gespannte. Man würde sich dgher nichts verge-
den , wenn Won d«n Antrag Dr . Schmitt -Karlsruh —
D . Mayer -KaÄsruHe zustimmte , der die Rückwirkung auf
1 . Oktober 1934 verlangt . Wer dem Gesetze beitritt , miter -
stützt damit «Ine Kujturanstalt ersten RsngeS . Der Geistlichen-
stand ' ist sicher weit von» Luxus entfernt . Gegen AS Uhr
wird trie Sitzung abgebrochen. Fortsetzung der Aussprache
Freitag vormittag 10 Uhr. Der Präsident gibt zum Schlüsse
eine» Antrag Hofheinz (Dm . ) u . Gen . bekannt, der 600 nicht »
planmäßige -Lehrerstellen in planmäßige umgewandelt
wissen will.

(5. Sitzung )
DZ . Karlsruhe , den 19. Dez . 1924.

Eingegangen ist ein« Eingabe des Badischen Beamtenb «« -
d»S zur Besoldungsfrage . ~

In der fortgesetzten Aussprache über
daS Dotationsgesetz

begründet W>g. Maier -Heidelberg (Soz . ) den Antrag , daß alle
den Kirchen ab 1 . Januar 1925 zu gewährenden Beihilfen nur
als Darlehen gegeben werden sollen. Auch seine Partei
habe Verständnis für die Rotlage der Kirchen und sei nie»
mals der Anficht gewesen , daß die Geistlichen etwa zu hoch
bezahlt wären . Sie stehe aber auf dem, Standpunkt , daß nach
der Einführung des kirchlichen Steuerrechts mit dem Data -
tionssystem zu brechen sei . Dazu biete der sozialem . An»
trag auch in dieser Zeit der Rot «inen Weg.

Mg . D . Mayer ^ arlSruhe (Dntl . ) beklagt die völlige . Zer-
rüttung des kirchlichen Steuerwesens . Er freut sich über di«
Einmütigkeit mit welcher die wirtschaftliche Notläge der Kirchen
anerkannt wird . Es wäre zu wünschen, daß man bald dazu
käme , auf "die staatliche Dotation verzichten zu können. Äir
müssen dieses Ziel im Auge behalten unter dem Gesichtspunkt
der Trennung von Staat und Kirche . Die Befürchtung , daß
wegen der Steuer Kirchenaustritte in erheblicherein Umfange
erfolgen würden , teilt der Redner nicht . Er begrüß« im übri -
gen die Erhöhung der Dotation und spricht sich für Befristung
des Gesetzes gemäß der Regierungsvorlage bis Ende 1928
aus , sowie für Rückwirkung auf 1 . Oktober 1924 .

(Inzwischen ist Frau Rnger , gegen die - belannLich
wegen Teilnahme an den kommunistischen Unruhen im ba>di-
fchen Lcherlande ein «Haftbefehl schwebt , unter dem Schutze
der Immunität zurückgekehrt und ' hat ihren Platz im Land-
tag eingenommen) .

Abg. Klaiber lLandbund ) stimmt dem Dotationsgefetz zu.
ebenso Abg . Weier für die Volkspartei , unter dem Hinweis ,
daß diese einen Rechtsanspruch der Kirchen an den Staat
nicht anerkenne Der Redner tritt zudem für eine Berkür -
zupg -der Frist ein. in der Annahme , daß es nicht allzulange
dauern dürfte , bis im kirchlichen Steuerwesen klarere Ber -
hältniss« geschaffen find.

Abg. Ritter (Komm. ) bekämpft grundsätzlich die Zuschüsse
an di^ Kirchen .

Abg. Dr . Glockner erklärt die Zustimmung der Demokraten
zur Vorlage und betont ihren provisorischen Charakter im
Sinne der Ausführungen der Abgg. Weber und D . Matzer-
jKarlsruhe . Er tritt ebenfalls für Verkürzung der Frist ein.

Abg. Wittcman » (Ztr . ) befürwortet mit Rücksicht darauf ,
daß das Gesetz noch nicht dem wirklichen Bedürftue der
Kirchen genüge, rückwirkende Kraft zum 1 . Oktober 1W4. Die
Dotation sei eine «yittüch schieÄliche Teillösung der recht -
lichon Auseinandersetzung zwischen Staat und Kirche, die
«früher oder später durchgeführt wenden müsse .

Abg. Maier .-Heidelberg (Soz . ) wendet sich gegen gewisse
Auslassungen des Abg . Ritter und führt nochmals die
Gründe für ein« kürzere Befristung des Gesetzes an . Man
Muff? einmal Ernst machen mit dem Mckau der Dotation und
daran gehen, die Mittel für die Kirchen durch eigene Steuern
aufzubringen . Der Redner verliest eine Erklärung Wer den
grundsätzlichen Standpunkt der sozialdemokratischen Fraktion ,
welche die Borlage ablehnen müsse , nachdem mau sich nicht
dazu verstayen will, den Zuschüssen den Charakter von Dar -
lehen zu geben.

An den werteren Auseinandersetzungen beteiligen sich die
Abgg . Hofheinz (Dem . ) , Dr . Glockner (Dem . ) und Dr . Scho -
fer Mr .)

®tv i» r Abstimmung wird das Gesetz bei Ablehnung ber-
schiehxner Abänderungsanträge in • 1. und 2 . Lesung nach den
Vorschlägen der Regierung mit SO gegen« 2t) Stimmen ange-
nvmmen , unter Einbeziehung von Zuschüssen <rn die israeli¬
tische Landessynode und freireligiöse Landesgemeinde und mit
Rückwirkung auf 1 . Oktober d. I . Dagegen stimmen Sozial ,
demokraien und Kommunisten. '

lKs folgt die Beratung des Notgesetzes vom 31 . Oktober
d . Zauber ein« Änderung des

BuSführungSgesetzeS zum Landessteuergesey
(Steuerverteilungsgesetz ) . — Nach einer Geschäftsordnungs¬
debatte, in deren Verlaus Finanzminister Dr . Köhler den
Gesetzentwurf über die Senkung der Grund - und Gewerbe -
steuer für den Wiederznsammentritt des Landtages nach
Neujahr ankündigt , wird ein Dringlichkeitsantrag des Land -
bundeö auf Nichterhebung der 4 . Steuerrat « , Soeil mit dem
obigen Punkt der .Tagesordnung nicht zusammenhängend ,
abgelehnt .

" *
Das Notgesetz findet nach einem Bericht des Wg . Witte -

mann (Ztr. ) Alstiminung.
Der Präsident gibt darauf ein Schreiben des Generalstaats ,

anwaltö bekannt, der im Auftrag des Oberreichsanwalts
die ' Genehmigung des Landtages zur erneuten Verhaftung
der des Hochverrats und der Erpressung beschuldigten Frau
Ullger nachsucht . /

Der Geschäftsordnungsauschuß wird alsbald zu dieser Ange»
legeitheit Stellung nehmen . Eingegangen ist inzwischen
auch der Entwurf über die Beamtenbeziige , der sofort dem
HauShaltSau Sfchuß überwiesen wird.

Nächste Sitzung : nachmittags Uhr.
Schluß nach 1 Uhr.

Die 1Keickstagsvvakl am 7 . Dezember
Der KreiswahlauSschiiß des 32. Reichstagswahlkreises

(Baden) hielt am Freitag , den 19. Dezember, vormit -
tags Yß Uhr im großen Sitzungssaal des Ministeriums
des Innern eine Sitzung ab, in der, nach Zuleitung der
für die Deutsche Zentrumspartei und den Badischen
Landbund in Betracht kommenden Restsiimmen . . aus
dem 31 . (württemb .) Wahlkreis durch den Reichswahl-
leitet', die endgültige Zuteilung der Sitze erfolgte . Zu
den schon bekannt gegebenen Abgeordneten , die auf
Grund der im badischen Reichstagswahlkreis abgegebenen
Stimmen gewählt wurden , treten noch hinzu : ein wei-
terer , sechster Abgeordnete für die Deutsche Zentrums -
Partei (Direktor Sonner -Karlsruhe ) und ein Abge-
oröketcr für den Badischcn Landbünd (Altbürgerinei -
ster Jillier -Mingolsheim ) .

Die K.-Vadenet Mvrgenzeitung
und General v. Deimling

Die Abgeordneten D , Mayer -Karlsruhe , Dr . Hane-
mann , Schmidt-Bretten und Schneider-Mannheim haben
unterm 6. November d. Js . folgende kurze Anfrage im
Landtag eingebracht.

„Die Strafverfolgung beleidigender Äußerungen der
Baden -Badener Morgrnzeitung gegen General von
Deimling durch die Staatsanwaltschaft betr .

Im Sommer d. Js . erschien in der Morgenzeitung in
Baden -Baden ein Artikel, welcher die Bcrsammlungs -
Tätigkeit des Generals a . D. von Deimling und des Pri -
vatdozenten Gumbel in Heidelberg einer scharfen Kritik
unterzog und dabei Wendungen gebrauchte , durch die sich
General von Deimling beleidigt fühlte.

Die Strafverfolgung dieser Beleidigung hat die
Staatsanwaltschaft übernommen.

General von Deimling ist Privatperson . Er hat sich
als solche in den politischen Kampf in einer Weise ein-
gemischt, die den stärksten Widerspruch weiter Kreise des
deutschen Volkes wachgerufen hat. Fallen in diesem po-
Mischen Widerstreit Beleidigungen, so ist es Sache der
unmittelbar Beteiligten , sie vor Gericht auszutragen .

Aus welchem „öffentlichen " Interesse heraus hat im
vorliegenden Fall die Staatsanwaltschaft die Strafver¬
folgung übernommen?

Welche Stelle hat der zuständigen Staatsanwaltschaft
die entsprechende Weisung erteilt ?"

In der Sitzung des Landtags vom 19. d . Mts . hat der
Generalstaatsanwalt diese kurze Anfrage wie folgt be¬
antwortet :

„In Nr . 189 der in Baden erscheinenden Morgenzei -
tung vom 15. August d . Js . erschien in der Rubrik
„Stimmen aus dem Publikum " unter der Überschrift
„Der Fall Gumbel" ein Spf . gezeichneter Artikel , in
dem u. a. mit bezug auf den General a. D . von Deim -
ling ausgeführt ist :

„Wäre es nicht besser, daß solche Leute den deut-
schen Staub von ihren Füßen schüttelten und gen
Frankreich zögen , wo sie sicher mit offenen Armen
aufgenommen würden und eins feine Versorgung ?-
stelle erhielten?"

. Wegen dieses Artikels stellte General v. Deimling
bei der Staatsanwaltschaft Karlsruhe unterm 15. Au-
gust d . Js . Strafantrag gegen den Verantwortlichen Re¬
dakteur der Zeitung und den damals noch unbekannten
Verfasser gemäß §§ 185, 199 RStGB . Die Staatsan¬
waltschaft Karlsruhe leitete daraufhin von sich aus ein
Ermittlungsverfahren ein, in dem sich schon bei den er-
sten Erhebungen ergab, daß der verantwortliche Redak-
teur bei der Aufnahme des Artikels gänzlich unbeteiligt
war , daß dieselbe vielmehr durch den Verlagsleiter der
Zeitung Karl Xaver Ziegler zu verantworten ist und daß
der frühere Hofapotheker und Stadtrat a . D . Albert
Senff aus Bromberg , zuletzt in Arnstadt i . Thüringen ,
jetzt in Oosscheuern den Artikel verfaßt hat . Die
Staatsanwaltschaft gab jem Antragsteller dieses Ergeb¬
nis bekannt und ersuchte um Äußerung , ob Vergleichs.
Verhandlungen beabsichtigt seien oder ob das Verfahren
durchgeführt werden solle, eventuell, ob er Wert auf
Durchführung im Wege der öffentlichen Klage lege oder
ob er nunmehr , nachdem die verantwortlichen Personen
zweifelsfrei ermittelt seien , Privatklage zu erheben ge-
dächte. Der Antragsteller ließ darauf erklären , daß er
um Durchführung des Verfahrens im Wege der öffent -
lichen Klage bitte. Nachdem sich dig Staatsanwaltschaft
auch noch durch persönliche Anhörung der Beteiligten
davon überzeugt hatte, daß Aussicht auf eine gütliche
Beilegung nicht bestehe, erstattete sie dem Generalstaats -
anwalt Bericht über die Angelegenheit und ersuchte um
Weisung, ob sie das Verfahren durchführen oder den An-
tragfteller auf den Weg der Privatklage verweisen solle .
Nach Vortrag durch den -Generalstaatsanwalt beim Ju¬
stizminister und gemäß dessen Stellungnahme erteilte
der Generalstaatsanwalt die Weisung dahin , daß ein öf-
fentliches Interesse an der Strafverfolgung der Beschul -
digten als gegeben anzunehmen und demgemäß das
Verfahren durchzuführen fei. Bei dieser Entschließung
war ' die Erwägung ausschlaggebend , daß der Angriff ,
durch den dem General a . D . von Deimling das vater -
ländische Einfinden abgesprochen und seine politische
Gesinnung und Betätigung als derart den deutschen
Interessen und dem deutschen Standpunkte zuwider nach¬
teilig hingestellt wurde, daß Frankreich allen Anlaß hätte ,
ihn mit offenen Armen aufzunehmen und mit einer fei-
ner Versorgungsstelle zu vergüten , als eine besonders
schwere Ehrverletzung anzusehen war und es auch im
öffentlichen , d. i . staatlichen Interesse nicht geduldet wer -
den kann, daß einem Mann , der sich durch sein Auftre -
ten für die verfassungsmäßige Staatsform und die oer-
fassungsmßigen Farben auch gegenüber diesem Staate
Verdienste erworben hatte, gerade wegen dieser seiner
Einstellung die vaterländische Gesinnung in besonders
herabwürdigender Weise abgesprochen wird .

"

Nus der Landeshauptstadt
Badiiche Lichtspiele im KonzerthanS . Nachdem in der vo-

rigen Woche „Die Nibelungen", 1 . Teil . „ Siegfried "
, gezeigt

worden war . wird jetzt der 2. Teil „Kriemhilds Rache" vor-
geführt und schafft fast Abend sÄr Abend volle Häuser . Die
Widmung „Dem deutschen Volke zu eigen" könnte man etwas
anmaßend finden, wenn es eben nicht das gewaltige deutsche
Heldengedicht wäre, dessen Inhalt hierdurch auch breiteren
Volksschichten zugänglich gemacht werden soll. Dieses „ Hohe-
lied der Gatten - und Mannentreue "

, wie es oft genannt wird .

findet eine Darstellung , deren Wucht und FeierliiUeit dem
Stosf und den fast übern,enschlichen Gestalten der Helden
durchaus angemessen erscheint. Die Hauptpersonen Siegfried .
Kriemhild und nameiUlich Hagen, auch König Etzel wurden
hier in Äner Weise verkörpert, daß

'
sie wie in Erz gegossen

wirken. Die Brünnh ' Ide-Figur im 1 . Teil erscheint weniger
gelungen und hat etwas Mondänes , fast kitschig zu Nennendes
an sich . Ob den , mit dem Inhalt nicht vertrauten Zuschaue?
der Gang der Handlung voll verständlich wird, ist zweifel«
hast . Die Musikbegleitung (von der Kapelle der Polizeimufiker
ausgeführt ) ergänzt die Vorführungen , stimmungsvoll. Daß!
die gezeigten Landschaftsbilder von bedeutender Schönheit
find, ist man ja von jeder Vorstellung der Bad. Lichtspiele ge-
wöhnt . — Wen auch die technische Seite interessiert, der wird
die in der gewaltigen Aufgabe zu überwindenden Schwierig-
leiten richtig schätzen. Die Darstellung der Massenszenen, die
auf umfassende Borstudien sich gründende Planung und Schaf-
fung der Bauten , namentlich die Residenz des Königs Etzel,
sowie der Kleidung der Darsteller stellten Aufgaben dar , deren
Lösung auch strenger Beurteilung standhält. ' Die Herste!-
lungSdauer des Films von zwei Jahren ist also wohl er-
klärlich. ow.

Sonntagsrückfahrkarten an Weihnachten . Zum diesjähri-
gen Weihnachtsfeste gelten die vom Dienstag , den 23 . Dezem-
ver , 12 Uhr mittags ab gelösten Sonntagsrückfahrkarten bi»
»um Sonntag , de« 28. Dezember . Innerhalb der verlänger,ten Geltungsdauer können die Karten an jedem Tag zur Hin.und Rückfahrt benutzt werden.

Badisches Lanbestheater . Das Lustspiel ..Die zärtliche«Verwandten" jbc>n Roderich Benedix , des gefälligen Schilde -
rers kleinbürgerlich-enger Philisterei aus Urgroßvaters Ta-
gen . geht am Donnerstag , den 25 . Dezember, im Konzert -
Haus als Neueinstudierung in Szene . Damit , erscheint diese«
langlebigste Stück des fruchtbaren Verfassers seit seiner letzten
Karlsruher Slufführung nach neunzehnjähriger Pause wieder
im Spielplan . Hierbei dürfte es besonders ältere Theater -
freunde unserer Stadt interessieren.

'
daß der noch beneidens-

werte rüstige Senior unseres Schauspielensembles. Hermam »Benedict , vor vierzig Jahren als „ Schummrich " hier auf A»°
ftelluna gastierte . Heute spielt diese Rolle , dereinst ein „Prüf ,
stein" für jugendliche Charakterkomiker Paul Müller .

Karlsruher Schöffengericht . Zu unserem Bericht über den
Beleidigungsprozeß des Apothekers Ernst aus Schwetzingen
gegen den früheren Rektor der Technischen Hochschule Prof .
Dr . Bredig erhatten wir folgende Berichtigung:

„Zur Notiz über Beleidigungsprozeß Ernst gegen Bredig in
Nr . 281 vom 12. Dezember 1924 habe ich richtigzustellen:>
1 . Prof . Dr . Bredig ist nicht bestraft worden , weil er sich über
mich alS „ Nationaliftischer Agitator übelster Art "

, son¬dern als „ Nationalsozialist übelster Art" ausgesprochen hat.
2. Pros . Dr . Bredig ist nicht wegen Formal beleidigung.
sondern wegen Beleidigung bestraft worden, gez . Ernst .

"
Der Bericht stammt von einen» hiefigen Korrespondenzbüro,

das ihn dem „KaklZruHer Volksfreund" entnommen hatte .
Diesem Blatt ist, wie wir auf Ansrage erfahren, merkwürdiger?-
weise keine Berichtigung zugegangen. Zu der Berichtigung
bemerken wir unsererseits auf Grund eingezogener Erknndi-
gungen folgendes : I . Das Gericht war der Auffassung, daß
Prof . Bredlg durchaus berechtigt war, zum Ausdruck zu brin -
gen, , daß der Hörsaal dem Apotheker Ernst deswegen nicht
zur Verfügung gestellt werden solle, weil er ein Politiker
leidenschaftlicher Art sei . 2. Wenn bezüglich des Wortes ..Na-
tionalsozialist übelster Art " das Gericht der Meinung war , daßdamit die Grenze des § 193 «Wahrnehmung ber. Interessen )
überschritten sei. liegt darin die Tatsache , daß eine Verurtei -
lung wegen formaler Beleidigung erfolgt ist. Im übrigen
hat Herr Ernst durch seinen bekannten Brief, in dem er dies
ganze badische Bevölkerung beleidigte , den Beweis erbracht,
daß er mehr als leidenschaftlich ist .

verschiedenes
Todesurteil gegen Haarmann und Gran»

Wie aus Hannover gedrahtet toin̂ wurde heute. Freitag
vormittag das Urteil im Haarmannprozeß verkündig .Haarmann wurde wegen Mordes in 24 Fällen zum Tobe»GranS wegen Anstiftung zum Mord in einem Kille zum
Tode und wegen Beihilfe zum Mord zu 12 Jahren Zuchthausverurteilt . Der Staatsauwalt Jjatte am Donnerstag auch g«.
gen Grans wegen Anstiftung in den Fällen Hannabel nnfc
Wittich die Todesstrafe beantragt . Den Strafantrag wfflinl
Grans mit unverändert kaltem Geficht sausdruck auf , wahWrend Haarmann darüber sofort in Weinen ausbrach

Dandel und Mirtsckatt
Berliner Devisennotierungen

M . T<). 18. Tq.
0«U> Brie* «<ld OtUi

Amsterdam 100 G 169.44 j 69.86 169.19 169.61
Kopenhagen 100 Kr. 74.41 74.49 73.74 73 .92
Italien . . 100 ü . 17 .89 17 .93 18.07 13 .11
London . . 1 Pfd . 19.74 19 .79 19.67 19.72 .
Rewyork . 1 D. 4.19 4.21 4.19 4.21
Paris . . 100 Fr 22.55 22.61 22 .47 22.53
Schweiz . 100 Fr 81 .26 81 .46 81 .20 81 .40
Wien 100000 Kr. 5.90 5 .91 5.90 5 .91
Prag . . 100 Kr. 12 .72 12 .76 12.72 12.76

Stttflune überall 100 Pr-z-m

Postbejieher
die den Bezug der Karlsruher Zeitung für den Monat Januar
noch nicht erneuert haben, wollen dies u «»er»üglich tun , da»
mit in der Lieferung keine unliebsame Unterbrechung eintritt .

StaNtsanzeiger
Berkehr mit Kraftfahrzeugen

« » die Bezirksämter und dir Polizeidirektlon Bade «
Einem Ersuchen des Herr» Reichswirtschaftsministers zu.

folge werden die Verwaltungsbehörden hierdurch angewiesene
bei der Zulassung von Kraftfahrzeugen ausländischer Herste!,
lung

1 . die Fahrzeugeigentümer ausdrücklich darauf aufmerk »
sam zu machen, daß die veriehrspolizeiliche Zulassung »?

bescheiiiigung die erforderliche Einfuhrbewilligung nicht
ersetzt und

2. einen entsprechenden Vermerk in die Z» lassnngsbesch«t«
niMNg aufzunehmen̂

KariSruhr, den 15. ^>«zeinber 1924 ,
Der Minister de» Inner«

Rcmmele



♦ Heute und Samstag , abentts 7 "
a Uhr* Sonntag , LI . Dez . , 3 Uhr nachmittags# letzte Vorstellung

♦ II . Teil : Kriemhilds Rache
♦ Unter Mitwirkung der Polizeikapelle unter
X persönlicher Leitung des H jtii Obermusik -
♦ meistens Heisig D.887
♦ Preise : Mk . 1 —, 1 .50, 2 - , 2.50.
♦ Studierende, Schüler und Erwerbslose nur♦ gegen Ausweis halbe Preise
♦ Vorverkauf Musikhaus Müller , Kaiserstr.
♦ Bei Beginn der Vorkühn werden die Türen
x geschlossen . Eintritt Verspäteter kann erst in
4 den Pausen erfolgen
t —— — Konz er th aus geholzt >>

Druck G. Braun, Karlsruhe.
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